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Stadt Schwentinental 
Der Bürgermeister 

 
 
 
 

Beratungsart:  X öffentlich  nicht öffentlich 
 
 

Sachstandsmitteilung Nr.: 035/2021 Datum: 15.02.2021 
 
 
Empfänger: 

Nr. - Stadtvertretung / Fachausschuss  Sitzungstag 

1  Ausschuss für Jugend, Sport und Soziales   

2  Ausschuss für Schule, Kultur, Paten- und Partnerschaften  

3  Ausschuss für Umwelt, Verkehr, öff. Sicherheit u. Kleingartenwesen  

4  Ausschuss für Bauwesen  

5  Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Finanzen  

6 X Hauptausschuss 23.2.2021 

7 X Stadtvertretung 25.2.2021 

 
 
Schluss- und Mitzeichnungen: 

 
 

gez. Th. Haß 

 
 

gez. Hansen 

  
 

gez. Fuhrmann 

Bürgermeister Büroleitung Amtsleiter/in Sachbearbeiter 

 
1. TOP: Videokonferenzen der Selbstverwaltungsgremien 

 
2. Sachstand: 

 
Mit der Einfügung des neuen § 35 a Gemeindeordnung Schleswig-Holstein ist die 
Möglichkeit eröffnet worden, dass in Zeiten, in denen durch Fälle höhere Gewalt die 
Anwesenheit in einem Sitzungsraum erschwert bzw. verhindert wird, eine Gremiensitzung in 
der Form der Videokonferenz durchgeführt werden kann. Hiermit hat der Gesetzgeber einen 
wichtigen Schritt getan, die Fortführung der demokratischen Arbeit in den kommunalen 
Selbstverwaltungsgremien während der aktuellen Pandemiesituation zu gewährleisten. Die 
konzeptionelle, technische und organisatorische Ausgestaltung muss jedoch derzeit noch 
durch die Verwaltungen selbst gelöst werden. Dabei wird die Art der Durchführung vor allem 
von den rechtlichen Anforderungen vorgegeben bzw. eingeschränkt.   
 
Technik 
Software, Hardware und Netze bilden die technischen Grundvoraussetzungen zur 
Durchführung von Videokonferenzen.  
 
Der Markt für Videokonferenz-Software und Online-Collaboration-Tools wächst rasant. Umso 
mehr muss eine Softwareauswahl auf einer möglichst klaren Leistungsbeschreibung 
basieren. Letztendlich werden voraussichtlich modulare Lösungen eine Rolle spielen, d.h. 
während ein Produkt für die Bild- und Tonübertragung sorgt, könnte ein anderes Produkt als 
Abstimmungsplattform dienen und die Authentifizierung durch eine weitere Anwendung 
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sichergestellt werden. Eine Spezial-Software, die konkret auf die kommunale Gremienarbeit 
zugeschnitten ist, existiert bislang nicht. 
 
Hardwareseitig gingen wir bislang davon aus, dass die den Gremienmitgliedern zur 
Verfügung gestellten iPads ausreichen. Jedoch sind Anforderungen denkbar, die andere 
Endgeräte oder zusätzliche Peripherie notwendig machen könnten. Beispielsweise könnten 
zur eindeutigen Authentifizierung der Teilnehmer*innen ein Lesegerät für den sogenannten 
neuen Personalausweis (nPA) oder ein Fingerabdruck-Scanner genutzt werden. Sofern die 
Stadt Schwentinental die nötigen Softwareanwendungen selbst betreibt, wäre voraussichtlich 
die Beschaffung weiterer Serverkapazitäten notwendig. Im Falle von Hybridsitzungen wird 
eine Ausstattung zur Aufnahme und Wiedergabe von Bild und Ton benötigt. 
 
Eine Internetanbindung mit ausreichender, stabiler Bandbreite bei allen Beteiligten wird oft 
als selbstverständlich vorausgesetzt, ist aber tatsächlich nicht immer und überall verfügbar. 
Die Stadt Schwentinental ist derzeit bestrebt, die Netzanbindung des Rathauses zu 
optimieren und überall im Hause WLAN bereitzustellen. Ob daneben punktuell außerhalb 
des Hauses für Zugänge gesorgt werden muss, ist noch offen. 
 
Insgesamt müssen alle technischen Systeme eine hohe Verfügbarkeit bzw. Ausfallsicherheit 
gewährleisten und daher u.U. redundant bereitgestellt werden. Die einmaligen und laufenden 
Gesamtkosten würden je nach Konstellation sehr unterschiedlich ausfallen, so dass eine 
Aussage hier zurzeit noch nicht weiterführend erscheint. Sobald die konkreteren Faktoren 
bekannt sind, wird die Verwaltung die entsprechenden Ausschüsse hierüber informieren. 
 
Organisation 
Rollen und Abläufe der digitalen Sitzungsform müssen weitestgehend neu konzipiert und ggf. 
in Form einer Geschäftsordnung festgehalten werden. Es gilt der Grundsatz: Was nicht 
technisch geregelt werden kann, muss organisatorisch geregelt werden. Neuen Aufgaben 
wie z.B. der technischen und inhaltlichen Moderation und dem Support einer Videokonferenz 
müssen Ressourcen zugeordnet werden. Es ist von Schulungsbedarf sowohl in der 
Verwaltung als auch Selbstverwaltung auszugehen. Vor allem werden in der Anfangszeit der 
praktischen Umsetzung immer wieder zu klärende Detailfragen entstehen, zum Beispielbei 
Störungen: Wie ist der weitere Sitzungsverlauf, wenn die Internetverbindung einzelner 
Mitglieder abbricht?   
  
Recht 
Die wichtigsten Rahmenbedingungen des Gesamtvorhabens der als Videokonferenz 
durchgeführten Sitzungen sind rechtlicher Natur, da letztlich die gefassten Gremien-
beschlüsse und ihre Umsetzung angreifbar sein könnten. Folgende Aspekte greifen 
ineinander und sind von hoher Bedeutung: 

 Ergänzung der Hauptsatzung 
Die in der Gemeindeordnung eröffnete Möglichkeit muss per Beschluss in die 
Hauptsatzung übernommen werden. Dies erfolgte bereits mit der 6. Änderung der 
Hauptsatzung der Stadt Schwentinental. 

 Feststellung der kommunalrechtlichen Voraussetzungen 
Der zugrundeliegende Eintritt des Falles der höheren Gewalt sollte inhaltlich 
möglichst begründet und weitgehend unstrittig sein. Hierzu sollten Stellungnahmen 
entsprechender Gesundheitsbehörden vorliegen und eine Abwägung mit dem Risiko 
für die Sitzungsteilnehmer*innen erfolgen. Das Ergebnis der Abwägung sollte 
rechtzeitig festgestellt werden. Nach derzeitigen Einschätzungen dürfen in den 
Sitzungen nach § 35 a GO offenbar auch nur Themen, die angesichts der 
auslösenden Situation von äußerster Dringlichkeit sind, beraten werden. 

 Einhaltung von Datenschutz und Datensicherheit 
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Dies betrifft u.a. Verschlüsselungsverfahren in der Datenübermittlung und Server-
Standorte, z.B. auch bei der Nutzung von Cloud-Anwendungen sowie 
Abwehrmechanismen gegen Hacker, Phishing, Malware, Viren usw. 

 Authentifizierung der Teilnehmer*innen  
Im gesamten Sitzungsablauf bei Wortmeldungen, Anträgen, Abstimmungen usw.  
muss selbstverständlich klar sein, dass es bei den teilnehmenden Personen um die 
gewählten Gremienmitglieder handelt. 

 Gewährleistung eines eindeutigen Abstimmergebnisses 
Des Weiteren darf das Verfahren keinen Zweifel am Zustandekommen und Inhalt von 
Abstimmungsergebnissen zulassen. Ein in der Sitzung gestellter Antrag müsste z.B. 
allen Abstimmenden störungsfrei übermittelt worden sein. Ein per Video gegebenes 
Handzeichen als Stimmabgabe wäre angesichts des Problems eines „eingefrorenen 
Bildes“ wohl nicht ausreichend.  

 Beachten von Persönlichkeitsrechten 
Bei der Übermittlung von Bild- und Tonaufnahmen sind grundsätzlich Datenschutz 
und Persönlichkeitsrechte der gefilmten Personen zu beachten. Die Grundlagen 
hierfür sind entweder generell durch Beschlüsse der betreffenden Gremien oder im 
Einzelfall durch Einholen von Einverständniserklärungen herzustellen. 

 Herstellen der Öffentlichkeit 
Laut §35 a Absatz 5 GO ist die Öffentlichkeit im Falle von Online-Sitzungen durch 
zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum und 
durch eine Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung der Öffentlichkeit 
über Internet herzustellen. Das bedeutet, dass technisch ein Livestream aus der 
Sitzung zu herzustellen ist. Hierzu informiert die Verwaltung in der SM 107b/2020. 
Die Form der Durchführung von Fragestunden zur Teilhabe der Einwohner*innen 
(siehe § 16 c GO) wird derzeit noch rechtlich bewertet. Laut Aussagen des 
Städteverbandes wäre es u.a. denkbar, dass Fragen vorab schriftlich eingereicht 
Fragen werden können, sofern Einwohner*innen nicht live in die Videokonferenz 
eingeschaltet werden dürfen oder wollen. 
 

Weiteres Vorgehen 
Die Zielsetzungen sind grundsätzlich klar. Die konkreten Hindernisse und Gefahren müssen 
mangels praktischer Erfahrung möglichst breitflächig eruiert werden, um adäquate Lösungen 
zu finden. Neben den Bemühungen und Vorstößen einzelner Kommunen hat sich inzwischen 
eine Arbeitsgruppe beim Städteverband gegründet, die kürzlich Handreichungen und 
Hinweise zu Sitzungen in Fällen höherer Gewalt veröffentlicht hat. Diese fügen wir dieser 
Sachstandsmitteilung in der Anlage bei. 

Der Schleswig-Holsteinische IT-Dienstleister Dataport hat mit dem Projekt „GovTube“ den 
Grundstein für online-stattfindende Gremiensitzungen gelegt. Das Projekt ist in 
unterschiedliche Phasen aufgeteilt, die im ersten Schritt einfache digitale Gremiensitzungen 
ermöglichen sollen. Hierzu finden zurzeit Gespräche mit den ersten Kommunen statt, die die 
Piloten für dieses Vorhaben darstellen. Geplant ist, das Projekt zu Beginn im zweiten Quartal 
2021 abzuschließen und im Nachgang die Produktentwicklungsphase zu starten.  

Die Stadt Schwentinental steht im Austausch mit Akteur*innen der Arbeitsgruppe des 
Städteverbandes, Dataport und weiteren Dienstleister*innen, um an den Entwicklungen zu 
partizipieren und schnellstmöglich die rechtssichere Durchführung von Online-
Gremiensitzungen ermöglichen zu können.  
 

- Ende der Sachstandsmitteilung - 














































































